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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Der Ruf nach einer verstärkten Tätigkeit des Bundes in der Kulturpolitik, der 1967
erhoben worden war, fand im Geschäftsbericht und in den Richtlinien des
Bundesrates ein gewisses Echo, das allerdings wegen seines gedämpften Tons nicht
überall befriedigte. Aus dem Kreis der Alliance culturelle romande (ACR) wurde eine
Beschränkung der Kulturhoheit der Kantone durch die Bundesverfassung (BV)
gewünscht. In der Richtliniendebatte betonte Nationalrat Cevey (rad., VD) die
Lebenswichtigkeit des gegenseitigen Verständnisses zwischen den sprachlichen und
kulturellen Gruppen für den Zusammenhalt der Schweiz im Zeitalter der europäischen
Integration. An einer Tagung des Schweizerischen Werkbundes (SWB) kam die
Problematik der Kulturförderung durch einen der Mehrheit verpflichteten und das
Bestehende repräsentierenden Staat zur Sprache. Besondere Aufmerksamkeit wurde
der Entwicklung des schweizerischen Filmwesens zugewandt; die Eidgenössische
Filmkommission (EFiK) empfahl eine Revision des Filmgesetzes zur Ermöglichung einer
wirksameren Bundeshilfe an den Spielfilm, und ein von Filmkulturkreisen konzipiertes
Projekt eines von Bund, Kantonen, Gemeinden und Privatwirtschaft getragenen
Nationalen Filmzentrums erfuhr Unterstützung durch repräsentative Persönlichkeiten
des politischen Lebens. Vorstösse in verschiedenen Kantonen zielten ausserdem auf
eine Abschaffung der Filmzensur, was die kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren zur
Prüfung einer Vereinheitlichung der geltenden Bestimmungen veranlasste. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1968
PETER GILG

Dem Verlangen nach einer wirksameren Kulturpolitik des Bundes entsprach der
Bundesrat mit der Ernennung einer Expertenkommission, der es obliegt, einen Bericht
über den Stand der Kultur und Vorschläge für die weitere Ausgestaltung der
Kulturpolitik auf allen Stufen (Gemeinde, Kanton, Bund) auszuarbeiten. In
verschiedenen Auseinandersetzungen wurde jedoch deutlich, dass die Ansprüche, die
an eine öffentliche Kulturförderung gestellt werden, stark auseinandergehen. So
kritisierte Friedrich Dürrenmatt das schweizerische Theaterwesen und verlangte
weniger, dafür qualitativ höherstehende Theaterproduktionen, die vermehrt zwischen
den Städten auszutauschen wären. Ein Protest der Gesellschaft der Schweizerischen
Dramatiker (GSV) gegen abschätzige Äusserungen des Direktors des Zürcher
Schauspielhauses über die schweizerische dramatische Produktion sowie die
Forderung, die subventionierten Bühnen sollten zur Aufführung schweizerischer Werke
verpflichtet werden, rief einer heftigen Diskussion. Eine Ausstellung in der Berner
Kunsthalle, die internationales Interesse erregte, wegen ihrer Neuartigkeit aber auch
viele schockierte, löste eine Diskussion über die Frage aus, ob und wieweit die
Behörden die Programme subventionierter Kulturinstitute beeinflussen sollten. Trotz
den bestehenden Schwierigkeiten war in einzelnen Kantonen das Bestreben erkennbar,
die kulturpolitische Tätigkeit zu verstärken. Die Zürcher stimmten dem Gesetz über die
Förderung des kulturellen Lebens zu, und in Bern wurde bei der Reorganisation der
Erziehungsdirektion eine Abteilung Kulturelles geschaffen.

Die Bemühungen um eine Förderung des einheimischen Filmschaffens wurden
fortgeführt. Dem Begehren nach einer Revision des eidgenössischen Filmgesetzes
entsprach der Bundesrat mit einer Vorlage, nach der nicht nur Dokumentar-, Kultur-
und Erziehungsfilme, sondern auch Spielfilme durch Bundesbeiträge unterstützt
werden können (BRG 10 274). Abweichend vom Antrag des Bundesrates sprach sich das
Parlament für eine unbefristete Unterstützung der schweizerischen Filmwochenschau
aus, um die eingeleiteten Reformbestrebungen nicht zu gefährden. Die
Gesetzesrevision wurde von den eidgenössischen Räten angenommen. Auf dem Gebiet
der kulturellen Aussenpolitik sind verschiedene von der Stiftung Pro Helvetia
organisierte Ausstellungen zu erwähnen: eine Wanderausstellung schweizerischer
Volkskunst in den USA und in Kanada, die 1968 in der Sowjetunion gezeigte
Architekturausstellung in Rumänien und eine Ausstellung schweizerischer Bücher in der
Tschechoslowakei. Rechtliche und finanzielle Schwierigkeiten veranlassten den
Bundesrat, auf die Erbschaft des Florentiner Kunstsammlers Ugo Bardini zu
verzichten. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.05.1969
RUTH GULLO
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Nach Ansicht des Bundesrates rechtfertigten diese Ausgangslage, der unbestrittene
Stellenwert der Kulturförderung auch als Bundesaufgabe sowie entsprechende
parlamentarische Vorstösse einen relativ raschen Anlauf für einen neuen
Kulturförderungsartikel. Ende Jahr schickte die Regierung einen entsprechenden
Entwurf in die Vernehmlassung. Dem Text liegt ein weitgefasster Kulturbegriff
zugrunde. Darunter soll nicht mehr nur etwas Elitäres verstanden werden, schrieb das
EDI in seinen Erläuterungen; Kultur umfasse neben den klassischen Domänen der
bildenden Kunst, der Literatur, der Musik, des Theaters und des Films zum Beispiel
auch das Laien- und Volkstheater sowie Teilbereiche der Förderung der Minderheiten,
der Jugendarbeit und der Erwachsenenbildung. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.1990
MARIANNE BENTELI

Der vorgesehene neue Artikel 27septies BV ist umfassender und dynamischer formuliert
als der alte Gegenvorschlag. Trotzdem geht er substantiell nicht wesentlich darüber
hinaus. Nach wie vor ist die Förderungskompetenz nur durch eine Kann-Formel
festgehalten. Aus Rücksicht auf die föderalistischen Gegebenheiten wird grösstes
Gewicht auf das Prinzip der Subsidiarität gelegt, welches Kantonen, Gemeinden und
Privaten ihre Entfaltungsbereiche belässt. Der Entwurf setzt aber konsequent dort ein,
wo das kulturpolitische Engagement des Bundes unabdingbar werden kann — in der
Pflege der kulturellen Beziehungen zum Ausland, bei der Wahrnehmung kultureller
Aufgaben von gesamtschweizerischer Tragweite sowie in der besonderen Förderung
kulturell wenig begünstigter Landesteile. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.1990
MARIANNE BENTELI

In die Vernehmlassung gingen Entwürfe zu einem neuen Filmgesetz und, als Alternative,
zu einer revidierten Vollziehungsverordnung auf der Basis des geltenden Gesetzes. Die
Einsicht, dass das aus dem Jahr 1962 stammende Filmgesetz einer Modernisierung
bedarf, setzte sich bereits Ende der siebziger Jahre durch, als deutlich wurde, dass das
Fernsehen das Kino in der Publikumsgunst zunehmend ablöst. Fernsehen und neue
Medien trugen nicht nur zum 'Kinosterben' bei, auch formal verwischten sich die
Grenzen immer mehr. In jüngerer Zeit zeigte sich zudem, dass gewisse Einschränkungen
— so etwa die Kontingentierung bei der Einfuhr ausländischer Filme — mit den
weltweiten Freihandelsbemühungen und den europäischen Liberalisierungs- und
Integrationsbestrebungen nicht mehr vereinbar sind.

Das revidierte Gesetz möchte den Verleih und die Vorführung von Filmen erleichtern.
Die auf den Zweiten Weltkrieg zurückgehende Kontingentierung soll abgeschafft und
die Angebotsvielfalt durch eine Marktordnung mit Mindestanteilen an Erstaufführungen
sichergestellt werden. Zugleich möchte der Bund schweizerische Spielfilme nicht nur
wie bisher aufgrund ihres kulturellen Wertes, sondern auch entsprechend ihrem
Publikumserfolg finanziell unterstützen können, um so neue Produktionsanreize zu
schaffen. Ausserdem soll die Eidg. Filmkommission neu organisiert werden. Eine
revidierte Verordnung, die ebenfalls zur Aufhebung der Kontingentierung führen würde,
hätte gegenüber einem neuen Gesetz zwar den Vorteil, dass sie detaillierter
ausgestaltet und in relativ kurzer Zeit in Kraft gesetzt werden könnte, sie würde aber
nach Meinung des EDI eine erfolgsabhängige Finanzhilfe nicht ermöglichen, und die
Verleihförderung bliebe den Verleihorganisationen vorbehalten. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.12.1990
MARIANNE BENTELI

Auch im zweiten Anlauf scheiterte der Kulturförderungsartikel in der
Bundesverfassung (Art. 27septies) nicht am Willen einer Mehrheit der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, sondern an abstimmungstechnischen
Modalitäten. 1986 hatten sich die Kulturinitiative, die unter anderem ein Prozent des
jährlichen Gesamtbudgets für die Kultur forderte, und der unverbindlichere
bundesrätliche Gegenvorschlag durch die damals noch geltende Unvereinbarkeit des
doppelten Ja gegenseitig blockiert. Im Berichtsjahr erwies sich das für
Verfassungsänderungen notwendige Ständemehr als Stolperstein für die Vorlage. 51%
der Stimmberechtigten wollten dem Bund die Kompetenz erteilen, das Kulturschaffen
subsidiär und im Interesse der Verständigung unter den vier Kulturregionen zu erhalten,
zu fördern und zu vermitteln. Damit sollte dem Bund die verfassungsrechtliche
Grundlage für die Übernahme von Aufgaben erteilt werden, die er aufgrund einer etwas
grosszügigen Interpretation des Zweckartikels der Bundesverfassung (Art. 2) über die
"Beförderung der gemeinsamen Wohlfahrt" faktisch seit dem letzten Jahrhundert
wahrnimmt. Durch verschiedene Bundesbeschlüsse wurde dem Bund seither die
Kompetenz erteilt, die Denkmalpflege zu unterstützen, die bildende und angewandte
Kunst zu fördern sowie Museen und Archive von nationaler Bedeutung zu unterhalten.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.1994
MARIANNE BENTELI
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1962 wurde der Heimatschutz (Art. 24sexies) in die Verfassung aufgenommen. Der
einzige Bereich des eigentlichen Kunstschaffens, in welchem der Bund ausdrücklich
durch die Verfassung zu einem Engagement berechtigt wurde, ist jener der
Filmförderung, da Volk und Stände 1958 vorwiegend aus handelspolitischen Gründen
einem "Filmartikel" in der Bundesverfassung (Art. 27ter) zustimmten. Andere
Kunstgattungen, so etwa Literatur, Musik, Theater und Tanz konnten bisher nur indirekt
über die Subventionen an die Schweizerische Volksbibliothek, die Jugendliteratur, die
Erwachsenenbildung oder die Pro Helvetia unterstützt werden. 

Mit dem vorliegenden Kulturförderungsartikel wollten Bundesrat und Parlament der
Kulturpolitik des Bundes eine ausdrückliche verfassungsrechtliche Grundlage schaffen
und die Entwicklung dieser Politik langfristig sichern. Ausgehend von den Grundsätzen
des Föderalismus, der Subsidiarität und des Ausgleichs sollte kulturelles Schaffen
gefördert und der Zugang auch weniger begünstigter Gruppen oder Landesteile zur
Kultur erleichtert werden. Besondere Bedeutung kam dem Austausch und damit der
Verbesserung der Kommunikation zwischen den verschiedenen Sprachen und Kulturen
der Schweiz zu. Lediglich 49% der Stimmberechtigten sprachen sich gegen dieses
Ansinnen aus. Da sie jedoch in zehn Kantonen und vier Halbkantonen - namentlich allen
rein deutschsprachigen Kantonen mit Ausnahme Zürichs und der beiden Basel - die
Mehrheit bildeten, konnten sie sich gegen die zustimmenden zehn Kantone und zwei
Halbkantone - neben den bereits genannten alle mehrsprachigen Kantone, das Tessin
und die Romandie - durchsetzen und die Vorlage zu Fall bringen. 

Abstimmung vom 12. Juni 1994

Beteiligung: 46,6%
Nein: 1 018 188 (49,0%) / 10 4/2 Stände
Ja: 1 114 158 (51,0%) / 10 2/2 Stände

Parolen:
Ja: FDP (4*), SP, CVP, GP, LdU, EVP, PdA; SGB, CNG.
Nein: SVP (9*), LP (2*), FP, SD, Lega, EDU; SGV, Redressement national.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 6

Die Ablehnung des Kulturförderungsartikels kam umso überraschender, als sich bei der
Beratung im Parlament kaum Opposition bemerkbar gemacht hatte. Im Vorfeld der
Abstimmung sprachen sich alle grossen Parteien - mit Ausnahme der SVP, welche die
Vorlage an ihrer Delegiertenversammlung mit einem Zufallsmehr verwarf - dafür aus.
Von den Verbänden lehnten nur gerade der Gewerbeverband und das Redressement
national den neuen Verfassungsartikel offen ab. Die grösste Gegnerin der Vorlage,
nämlich die Gleichgültigkeit, machte Bundesrätin Ruth Dreifuss bereits zu Beginn der
Abstimmungskampagne aus. In der Folge gelang es weder ihr noch ihren Mitarbeitern im
Bundesamt für Kultur (BAK), aber auch nicht dem Unterstützungskomitee, dem rund 140
eidgenössische Parlamentarierinnen und Parlamentarier angehörten, ebensowenig wie
den Kulturschaffenden, die sich geschlossen hinter die Vorlage stellten, diese
Gleichgültigkeit zu durchbrechen. Dazu trug auch bei, dass die Abstimmung vom 12.
Juni von der äusserst kontroversen Blauhelm-Frage dominiert wurde. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.1994
MARIANNE BENTELI

Ende November präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Förderung der Kultur
für die nächste Kreditperiode (Kulturbotschaft 2016-2020). Im Vergleich zur ersten
Kulturbotschaft 2012-2015 wurde die Kreditperiode, wie bereits in der Vernehmlassung
angekündigt, aufgrund besserer Abstimmung mit anderen mehrjährigen
Finanzierungsbeschlüssen um ein Jahr verlängert. Aufgrund verschiedener
Entwicklungen der Moderne, namentlich der Globalisierung, Digitalisierung und
Urbanisierung, sieht sich der Bundesrat veranlasst, im Sinne einer "Nationalen
Kulturpolitik" die Zusammenarbeit zwischen allen Staatsebenen zu verstärken, um
diesen Herausforderungen geschlossen entgegenzutreten. Da der Begriff der
"Nationalen Kulturpolitik" bei vielen Vernehmlassern, insbesondere bei den Kantonen,
auf föderal motivierte Bedenken stiess, konkretisierte der Bundesrat in der definitiven
Botschaft die "Nationale Kulturpolitik" als von allen Staatsebenen in Zusammenarbeit
getragene Aufgabe, wobei die Kulturhoheit der Kantone jedoch gewahrt werden soll.
Der Bundesrat plant, seine Fördermassnahmen auf den drei Handlungsachsen
"Kulturelle Teilhabe", "Gesellschaftlicher Zusammenhalt" und "Kreation und Innovation"

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2014
MARLÈNE GERBER
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auszurichten.
Bei der ersten Handlungsachse will der Bundesrat die Teilhabe von Personen
verschiedenster Kulturen am kulturellen Leben fördern sowie die musikalische Bildung
verstärken, was aufgrund der Annahme des direkten Gegenentwurfs zur
zurückgezogenen Volksinitiative "jugend+musik" einem Bedürfnis der Bevölkerung
entspricht. In diesem Zusammenhang soll das neue Programm "Jugend und Musik" ins
Leben gerufen werden, welches analog dem Programm "Jugend und Sport" ausgestaltet
sein soll. Weiter gedenkt der Bund, seine Leseförderung auszubauen, was neu auch die
Unterstützung von Einzelvorhaben, wie etwa die Organisation von Lesetagen,
ermöglichen soll. Zu guter Letzt soll die Bundeskunstsammlung online und digital
zugänglich gemacht werden, obwohl die Idee einer "Virtuellen Nationalgalerie" in der
Vernehmlassung bei vielen Kantonen auf Kritik gestossen war.
Betreffend "Gesellschaftlichem Zusammenhalt" liegt ein Schwerpunkt auf Massnahmen
zur Unterstützung der sprachlichen Vielfalt, was unter anderem durch Förderung der
dritten Landessprache ausserhalb der italienischsprachigen Schweiz sowie generell
durch verstärkten schulischen Austausch zwischen den Sprachregionen erreicht
werden soll. Ausserdem sollen die Lebensbedingungen von Schweizer Fahrenden und
Angehörigen der jenischen Bevölkerung als kulturelle Minderheit weiterhin verbessert
werden. Bereits durch die Kulturbotschaft 2012-2015 bemächtigt, unterstützte der
Bundesrat die "Radgenossenschaft der Landstrasse" und die Stiftung "Zukunft für
Schweizer Fahrende", was jedoch nicht sonderlich zur Verbesserung der Lage
beigetragen hatte. Obwohl die Zahl der Standplätze in der betreffenden Periode von 11
auf 15 angestiegen war, nahm die Zahl der Durchgangsplätze von 51 auf 45 ab. Darüber
hinaus verknappt sich die Raumsituation aufgrund kürzlich erfolgter Zunahme
ausländischer Durchreisender, namentlich Angehörigen der Sinti und Roma. Auch die
Europäische Kommission gegen Rassismus (ECRI) zeigte sich besorgt über die
ausbleibenden Verbesserungen und empfahl in ihrem Bericht vom September 2014, die
Raumsituation möglichst rasch zu verbessern und etwas gegen die in der Bevölkerung
herrschende Intoleranz und Ablehnung gegenüber Fahrenden und Jenischen zu
unternehmen. Im Rahmen der neuen Kulturbotschaft will der Bundesrat in diesen
Bereichen aktiv werden.
Um kulturelle "Kreation und Innovation" zu fördern, sieht der Bundesrat verschiedene
Massnahmen vor. Eine der Massnahmen umfasst die Schaffung von finanziellen
Anreizen, damit Schweizer Filme und Koproduktionen mit dem Ausland vermehrt in der
Schweiz realisiert werden können. Hierzu soll das Programm "Filmstandort Schweiz"
(FiSS) geschaffen werden.
Die beantragten finanziellen Mittel für die gesamte Kreditperiode belaufen sich auf CHF
1,12 Mrd., womit der Betrag die vorgesehenen Mittel in der Finanzplanung des Bundes
um 6,2% oder CHF 65,1 Mio. übersteigt. Der jährliche Betrag ist somit auch um
durchschnittlich 3,4% höher als der während der Kulturbotschaft 2012-2015
gesprochene. Hier unternahm der Bundesrat trotz gewichtiger Kritik von Seiten der
Economiesuisse, des SGV sowie der beiden bürgerlichen Parteien FDP und SVP keine
Änderungen im Vergleich zur Vernehmlassungsvorlage. 8

Im Parlament war die Kulturbotschaft 2016–2020 weniger umstritten als die
Vernehmlassungsergebnisse des Vorjahres vermuten liessen – gemäss der NZZ waren
die Debatten gar "andächtig ruhig wie in einem Museum". National- und Ständerat
zeigten sich durchgehend einig, schätzten die vorliegende Botschaft grossmehrheitlich
als ausgewogen ein und schickten keinen der zehn beratenen Entwürfe in die
Differenzbereinigung. Während jedoch die bundesrätlichen Beschlüsse zu den
Zahlungsrahmen in den Bereichen Film (CHF 253,9 Mio.), Kulturgütertransfer (CHF 3,9
Mio.), Heimatschutz und Denkmalpflege (CHF 132,6 Mio.), Nationalmuseum (CHF 160,6
Mio.), Sprachen und Verständigung (CHF 75,5 Mio.), Schweizerschulen im Ausland (CHF
110,1 Mio.) sowie für Pro Helvetia (CHF 210,9 Mio.) im Parlament eine Mehrheit fanden,
wich das gesetzgebende Organ betreffend Finanzhilfen des BAK leicht vom Entwurf des
Bundesrates ab. In letzterem Bereich beschloss der erstberatende Ständerat auf
Anraten seiner Kommissionsmehrheit eine Aufstockung der Mittel für Museen und
Sammlungen um CHF 3 Mio. zur Förderung der Chancengleichheit bei der
Mittelvergabe. Erfolglos wehrten sich bürgerliche Parlamentarier – und dabei in erster
Linie und grossmehrheitlich SVP-Vertreter – gegen die Aufstockung der gesamten Mittel
um 3,4% im Vergleich zur Kulturbotschaft 2012–2015; entsprechende Minderheiten
Germann (svp, SH) und Müri (svp, NR) mit dem Antrag auf Rückweisung und Plafonierung
der Mittel auf dem Stand der Vorperiode wurden in beiden Räten deutlich abgelehnt.
Dasselbe Schicksal ereilte in der Kantonskammer ein Rückweisungsantrag Föhn (svp,
SZ), welcher mit der Kulturbotschaft eine Zentralisierung der Kulturförderung
befürchtete und dem Antrag der Minderheit Germann (svp, SH) unterlag. In seinen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2015
MARLÈNE GERBER
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ausführlichen Stellungnahmen machte Bundesrat Berset unter anderem deutlich, dass
es hier in erster Linie um eine bessere Koordination zwischen den verschiedenen
Entscheidungsebenen gehe und keinesfalls um eine Bevormundung aus Bundesbern.
Weitere Rednerinnen und Redner rechtfertigten die Mittelerhöhung ferner mit der
Ausweitung der Kulturförderung auf zusätzliche Bereiche, die zum einen auf in der
Zwischenzeit vom Parlament gefasste Beschlüsse zurückgehen, denen zum anderen
jedoch auch ein Verfassungsauftrag zugrunde liegt: So soll mit der Kulturbotschaft der
im Jahr 2012 angenommene Gegenvorschlag zur Volksinitiative "jugend+musik"
umgesetzt werden. Die entsprechende Änderung des Kulturförderungsgesetzes
passierte den Ständerat mit 39 zu 6 und den Nationalrat mit 136 zu 51 Stimmen in der
Sommersession relativ unproblematisch. Dass die Kultur auch in finanziell
angespannten Zeiten etwas kosten darf – und dabei sogar noch etwas mehr im
Vergleich zur vergangenen Vierjahresperiode – stiess in den Medien auch auf negative
Resonanz. Als Sprachrohr der Ostschweiz freute sich hingegen das St. Galler Tagblatt
(SGT): Von den zusätzlichen CHF 3 Mio. für Museen und Sammlungen sollen auch solche
Institutionen profitieren, die bis anhin noch nicht in den Genuss von Fördergeldern
gekommen sind. Die Vergabe der Gelder soll neu nach klar festgelegten Kriterien
erfolgen. Das SGT rechnete der Stiftsbibliothek St. Gallen hier künftig grosse Chancen
für finanzielle Unterstützung ein. 9

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Neues Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele
(BRG 20.069)

Mit dem neuen Jugendschutzgesetz wollte der Bundesrat Minderjährige besser vor
Gewalt- und Sexualdarstellungen in Filmen und Videospielen schützen. Hierfür sah er
unter anderem eine schweizweit einheitliche Alterskennzeichnung und -kontrolle vor,
welche nicht nur für Kinos oder Verkaufsstellen von Filmen und Videospielen gelten
soll, sondern auch für Streamingdienste. Zudem wollte er neu gebildete
Jugendschutzgruppen mit der konkreten Erarbeitung der Schutzregelungen
beauftragen. Insbesondere drei Punkte sorgten für Diskussionen in den Räten: der
Umgang mit Mikrotransaktionen; die Frage, ob Expertinnen und Experten nebst den
Branchenverbänden als ständige Mitglieder in die Jugendschutzgruppen eingebunden
werden müssen, sowie die Förderung der Medienkompetenz von Jugendlichen und
Massnahmen zur Prävention in diesem Bereich. Ein Komitee um die Piratenpartei
versuchte nach Annahme des Entwurfs durch das Parlament im Herbst 2022 erfolglos,
das Referendum zu ergreifen. Das Komitee störte sich vor allem an den neu
vorgesehenen Alterskontrollen im Internet.

Chronologie
Vernehmlassung
Botschaft des Bundesrates
Eintretensdebatte Nationalrat
Erste Detailberatung Nationalrat
Erste Detailberatung Ständerat
Differenzbereinigung Nationalrat
Differenzbereinigung Ständerat
Zweite Runde der Differenzbereinigung in National- und Ständerat,
Schlussabstimmungen
Gescheitertes Referendum der Piratenpartei
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _
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An seiner Sitzung vom 15. März 2019 verabschiedete der Bundesrat seinen Vorentwurf
zum neuen Bundesgesetz über den Jugendschutz bei Filmen und Videospielen und
schickte ihn bis zum 24. Juni in die Vernehmlassung. Die Vorlage sah neue und
erweiterte Regularien für einen besseren Schutz von Minderjährigen vor Gewalt- und
Sexualdarstellungen in Filmen und Videospielen vor und verlangte eine schweizweite
verpflichtende Alterskennzeichnung und -kontrolle für u.a. Kinos, Videotheken und
Videoportale. Die Regelsysteme zur Handhabung der Altersfragen sollen primär von
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Akteuren des Film- und Videospielebereichs entwickelt werden. Hierfür würden sich
die Beteiligten zu einer Jugendschutzorganisation zusammenschliessen und ein
Jugendschutzreglement erarbeiten, das dem Bundesrat zur Verbindlicherklärung
vorgelegt werden soll. Während die konkrete Umsetzung in den Zuständigkeitsbereich
der Schutzorganisation fallen soll, würden Bund und Kantone eine überwachende
Funktion übernehmen. Im Falle, dass auch zwei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes
keine Verbindlicherklärung erfolgt sein sollte, erlasse der Bundesrat die notwendigen
Vorschriften für den Film- und/oder Videospielebereich.
In Anlehnung an die erst kürzlich revidierte EU-Richtlinie über audiovisuelle
Mediendienste (AVMD-Richtlinie) sollen auch Anbieterinnen und Anbieter von
Videoplattformen in die Pflicht genommen werden. Zudem sollen Abruf- und
Plattformdienste im Filmbereich mit Unternehmenssitz in der Schweiz gesetzlich
vergleichbare Verpflichtungen haben wie solche mit Sitz oder Tochtergesellschaften in
der EU. Für diese ebenfalls verpflichtend werde die Einrichtung eines
Altersprüfungssystems. Auch den Eltern sollen im Rahmen der neuen Gesetzesvorlage
erweiterte Schutzsystem zur Verfügung gestellt werden. So sollen diese bei
Videoportalen und Plattformdiensten Kontroll- und Meldemöglichkeiten über die
Inhalte erhalten. Mit diesen Anpassungen wolle der Bundesrat ein europaweit
vergleichbares Jugendschutzniveau gewährleisten. 10

Der Bundesrat verabschiedete im September 2020 die Botschaft zum neuen
Gesetzesentwurf, der den Jugendschutz bei Filmen und Videospielen neu regeln und
schweizweit vereinheitlichen soll. Der erste Entwurf war bereits im März 2019
veröffentlicht und bis Juni 2019 in die Vernehmlassung geschickt worden, an welcher
insgesamt 88 Akteure partizipiert hatten. Grundsätzlich stimmten die
Vernehmlassungsteilnehmenden der Richtung des Gesetzes sowie der geplanten
Koregulierung durch die Akteure der Film- und Videospielbranche und den Staat zu. So
unterstützten 24 Kantone, die SODK, deren fachtechnische Konferenz für Kinder- und
Jugendpolitik (KKJP) sowie die Mehrheit der Wirtschaftsverbände und Organisationen
im Bereich Film und Videospiel die Vorlage. Völlig abgelehnt wurde sie hingegen von
den Kantonen Schwyz und Zug, da das Gesetz nicht genug Massnahmen im Bereich des
Online-Handels sowie bei Abruf- und Plattformdiensten enthielt, obwohl dort der
grösste Handlungsbedarf gegeben sei. Auch die SVP, die FDP und der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) sprachen sich gegen die Vorlage aus, da in ihren Augen die
Erziehungsberechtigen beim Thema Jugendschutz in der Verantwortung stünden.
Prinzipiell befürwortet wurde die Vorlage von der CVP und der SP, wobei Erstere jedoch
die Eignung des Lösungsansatzes in Frage stellte und Letztere eine noch stärkere
staatliche Regulierung begrüsst hätte. Auf Grund der Rückmeldungen der
Vernehmlassungsteilnehmenden nahm der Bundesrat kleinere Anpassungen am
Vorentwurf vor, etwa indem er Werbefilme explizit aus der Regelung ausschloss.
Hingegen sollten Kinder in Begleitung einer erwachsenen Person Zugang zu sonst
unerlaubten Inhalten bekommen, sofern die Begleitperson mindestens 10 Jahre älter ist
und das Mindestalter um höchstens 2 Jahre unterschritten wird. Ausserdem werden die
Anbieterinnen und Anbieter von Abruf- und Plattformdiensten dazu verpflichtet,
Massnahmen für den Jugendschutz im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu treffen. Eine
abschliessende Alterskontrolle sei hier nicht realistisch, da nicht kontrolliert werden
könne, wer letztendlich die Inhalte konsumiere. Dies zu überprüfen falle in den
Verantwortungsbereich der Erziehungsberechtigten. Zukünftig sollen bei der
Erarbeitung der Jugendschutzregelung im Rahmen der neu gebildeten
Jugendschutzgruppen überdies Expertinnen und Experten miteinbezogen werden
müssen. 11
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_ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Revision des Bundesgesetzes über Filmproduktion und Filmkultur (Filmgesetz)

Im Rahmen der Kulturbotschaft 2021–2024 wollte der Bundesrat das Filmgesetz
revidieren und dem geltenden EU-Recht anpassen. Unter anderem sah er neu für
Streaming-Plattformen eine Investitionspflicht in das Schweizer Filmschaffen von 4
Prozent sowie eine Pflichtquote im Angebot der Streaming-Plattformen von mindestens
30 Prozent an europäischen Filmen und Serien vor. Ziel sei es, den Schweizer Film zu
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fördern und «gleich lange Spiesse» zwischen Streaminganbietenden und Schweizer TV-
Anbietenden zu schaffen. In der Sommersession 2021 löste der Ständerat die Revision
aus der Kulturbotschaft heraus. Für Diskussionen sorgten in der Folge insbesondere die
Höhe der Investitionspflicht, die Befreiung von Unternehmen von der Investitionspflicht
und die Anrechenbarkeit von Werbeleistungen für Schweizer Filme. Nachdem beide
Räte die Revision in der Herbstsession 2021 gutgeheissen hatten, ergriff ein Bündnis
aus bürgerlichen Jungparteien Ende Januar 2022 erfolgreich das Referendum. Mit 58.4
Prozent nahmen die Schweizer Stimmberechtigten am 15. Mai 2022 die
Gesetzesänderung jedoch an der Urne an.

Chronologie
Erste Debatte im Nationalrat (im Rahmen der Kulturbotschaft 2021-2024)
Herauslösung aus der Kulturbotschaft durch den Ständerat
Erste Debatte im Ständerat
Differenzbereinigung und Schlussabstimmung
Mediale Debatten rund um die Revision des Filmgesetzes
Referendum, Abstimmungskampf und Abstimmung

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Résumé
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Révision de la loi sur le cinéma (OCF 20.030)
(Traduction: Chloé Magnin) 

Dans le cadre du message concernant l'encouragement de la culture pour la période
2021-2024, le Conseil fédéral a souhaité réviser la loi sur le cinéma pour l'adapter au
droit européen en vigueur. Entre autres, il a instauré une obligation d'investissement de
4 pour cent dans la production de films suisses pour les plateformes de streaming. De
plus, les plateformes de streaming devront respecter un quota en offrant
obligatoirement au moins 30 pour cent de films et séries européennes dans leur
catalogue. Le but de ces mesures est de soutenir les films suisses et de créer des
conditions équitables entre les fournisseurs de streaming et les fournisseurs de
télévision suisses. Durant la session d'été 2021, le Conseil des Etats a dissocié la
révision de la loi sur le cinéma du message sur la culture. Par la suite, les discussions se
sont principalement concentrées sur le montant de l'obligation d'investissement,
l'exemption de l'obligation d'investissement pour certaines entreprises et de la prise en
compte des prestations publicitaires pour les films suisses. Après que les deux Conseils
ont accepté la révision durant la session d'automne 2021, une alliance des sections
jeunes des partis bourgeois a lancé, avec succès, un référendum. La population suisse a
accepté le changement de loi par 58.4 pour cent des voix dans les urnes le 15 mai 2022.

Chronologie
Premier débat au Conseil national (dans le cadre du message sur la culture 2021-2024)
Dissociation du message sur la culture par le Conseil des Etats
Premier débat au Conseil des Etats
Procédure d'élimination des divergences et vote final
Débat médiatique autour de la révision de la loi sur le cinéma
Référendum, campagne et votation

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Der Entwurf zum Bundesgesetz über Filmproduktion und Filmkultur (Filmgesetz, FiG)
entpuppte sich während den Beratungen zur Kulturbotschaft 2021-2024 als der am
stärksten umstrittene Entwurf. Während die restlichen 12 Entwürfe der Kulturbotschaft
zu Bundesbeschlüssen oder Bundesgesetzen bereits in derselben Session, in der die
Beratungen begonnen hatten (Herbstsession 2020), hatten fertig beraten werden
können, zogen sich die Debatten zum Filmgesetz in die Länge. 

Mit dem Entwurf zum Filmgesetz plante der Bundesrat, negativen Auswirkungen der
Digitalisierung des Filmmarkts und den damit einhergehenden Veränderung des
Konsumverhaltens entgegenzuwirken. Zur Förderung der Angebotsvielfalt beabsichtigte
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die Regierung mit der vorgelegten Revision des Filmgesetzes, elektronische
Filmanbietende in der Schweiz und im Ausland – sofern Letztere auf das schweizerische
Publikum ausgerichtet sind – dazu zu verpflichten, 30 Prozent ihres Programms für
europäische Filme zu reservieren. Dieser Anteil entspricht laut bundesrätlicher
Botschaft dem «Mindestanteil gemäss EU-Regelung», welcher Unternehmen mit Sitz in
den europäischen Nachbarländern bereits unterstellt sind. Ferner sollten die
genannten Streaming-Anbietenden verpflichtet werden, mindestens 4 Prozent ihrer in
der Schweiz durch Filme erzielten Bruttoeinnahmen in das unabhängige Schweizer
Filmschaffen zu investieren – dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass sie einen
bestimmten Mindestumsatz erzielen und Filme nicht nur vereinzelt anbieten. Dabei
könnten sich die betroffenen Unternehmen entweder direkt an Schweizer
Produktionen beteiligen oder eine Ersatzabgabe zugunsten der Schweizer
Filmförderung entrichten. Für inländische Fernsehanbietende besteht eine solche
Investitionspflicht bereits. Grundsätzlich ausgenommen von der Investitionspflicht
wurde mit dem bundesrätlichen Entwurf lediglich die SRG, deren Filmförderungspflicht
im Rahmen des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen geregelt ist. 

Nachdem sich der erstberatende Nationalrat in der Herbstsession 2020 hauptsächlich
gegen den Willen der SVP-Fraktion und weiterer bürgerlicher Vertreterinnen und
Vertreter gegen einen Nichteintretens- und einen Rückweisungsantrag zweier
Kommissionsminderheiten gestellt hatte, reduzierte er in der Detailberatung die Höhe
der Investitionspflicht von 4 auf 1 Prozent der Bruttoeinnahmen. Minderheitenanträge
für eine Erhöhung und eine moderatere Reduktion der Investitionspflicht blieben dabei
ebenso erfolglos wie zwei Einzelanträge zu derer vollständigen Streichung. Darüber
hinaus beschloss die grosse Kammer, dass regionale Fernsehveranstalter mit oder ohne
Konzession von der Investitionspflicht ausgenommen werden sollen. 

Der Ständerat entschied hingegen in der Herbstsession 2021, die Revision des
Filmgesetzes aus der Kulturbotschaft 2021-2024 auszugliedern und zu einem späteren
Zeitpunkt weiterzubehandeln. 12

Fabien Fivaz (gp, NE) eröffnete in der Frühlingssession 2021 als Sprecher der WBK-NR,
welche sich zuvor mit 17 zu 8 Stimmen für Eintreten ausgesprochen hatte, die
Eintretensdebatte über das neue Bundesgesetz zum Jugendschutz in den Bereichen
Film und Videospiel. Ziel der Vorlage sei es, eine schweizweite Vereinheitlichung des
Jugendschutzes zu erreichen, welche Hand in Hand mit den EU-Richtlinien in diesem
Themenbereich gehe. Zudem gehe der Entwurf auf die Forderungen diverser
Standesinitiativen (Kt.Iv. BE 08.316; Kt.Iv. SG 09.313; Kt.Iv. TI 09.314; Kt.Iv. FR 09.332;
Kt.Iv. ZG 10.302), deren Behandlung seit 2011 ausgesetzt war, sowie auf zwei
angenommene Motionen (Mo. 07.3870, Mo. 09.3422) ein – welche alle in irgendeiner
Form ein Verbot von Videospielen und/oder Gewaltfilmen forderten. Matthias
Aebischer (sp, BE) führte für die Kommission ergänzend an, dass die derzeitige
Gesetzeslage in Anbetracht des rasanten Wandels bezüglich des Konsums von Filmen
und Videospielen in den letzten beiden Jahrzehnten, der sich vom Kino hin zu Online
Streaming-Plattformen verlagert habe, nicht mehr ausreiche. Der Videospielmarkt sei
mittlerweile doppelt so gross wie der Film- und Musikmarkt, werde aber von
internationalen Anbieterinnen und Anbietern auf internationalen Plattformen
dominiert. Somit sei es zwingend notwendig, ein Gesetz zu erlassen, welches
international kompatible Lösungen und Regeln insbesondere für diese neuen Medien
schaffe. Eine Kommissionsminderheit Herzog (svp, TG) sprach sich gegen Eintreten aus.
Das Gesetz werde in kürzester Zeit bereits veraltet sein, da sich das Nutzungsverhalten
der Jugendlichen sehr schnell verändere, erklärte die Minderheitensprecherin. Deshalb
bringe dieses Gesetz nur unnötige zusätzliche Bürokratie mit sich, auch wenn der
Jugendschutz grundsätzlich zu unterstützen sei. Ausserdem liege die Verantwortung bei
den Erziehungsberechtigten, welche durch Erziehung, Vorbildfunktion und eigener
kritischer Auseinandersetzung mit den Inhalten von Filmen und Videospielen für einen
angemessenen Schutz ihrer Kinder besorgt sein sollten. Die SVP-Fraktion, sowie eine
Mehrheit der FDP-Fraktion sprach sich folglich gegen, die Fraktionen der SP, der Mitte,
der GLP, sowie der Grünen für Eintreten aus. Mit 115 zu 69 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat in der Folge dafür aus, auf den Entwurf des Bundesrates
einzutreten. Nachdem die ersten Minderheitsanträge begründet wurden, wurde die
Detailberatung der Vorlage in die Sommersession 2021 verlegt. Hingegen nahm der Rat
im Rahmen der Eintretensdebatte auch das Postulat der WBK-NR zur Stärkung der
Nationalen Strategie Sucht durch den Einbezug der Cyberabhängigkeit an. 13
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Nachdem der Ständerat die Revision des Bundesgesetzes über Filmproduktion und
Filmkultur (Filmgesetz, FiG) in der Herbstsession 2020 aus der Kulturbotschaft 2021-
2024 herausgelöst hatte, behandelte er sie erstmals in der Sommersession 2021 im
Detail. In der Zwischenzeit hatte die WBK-SR ihre Vorberatung im Februar 2021
unterbrochen, um weitere Informationen der Verwaltung zu den Auswirkungen der
vorgesehenen Investitionspflicht in unabhängige Schweizer Filme abzuwarten. Ende
April 2021 konnte die Kommission ihre Vorberatung abschliessen. 

Wie Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zu Beginn der Eintretensdebatte
erklärte, stehe der Schweizer Film vor diversen Herausforderungen. So würden etwa
ausländische Koproduktionen trotz der im Rahmen der Kulturbotschaft 2016-2020
eingeführten Filmstandortförderung zunehmend stagnieren. Gleichzeitig steige die
Konkurrenz für Schweizer TV-Sender durch Online-Streamingplattformen wie Netflix,
die überdies trotz enormer Wertschöpfung in der Schweiz keiner Filmförderpflicht
unterstünden. Die aktuelle Gesetzesrevision sollte daher «gleich lange Spiesse für alle»
schaffen, wie Kulturminister Berset erklärte. Eintreten war derweil unbestritten.

In der Detailberatung schuf der Ständerat bei fünf Minderheitsanträgen insgesamt vier
Differenzen zum Nationalrat.

Die erste Differenz betraf die Frage, ob gewinnorientierte Unternehmen finanzielle
Unterstützung vom Bund erhalten sollen oder nicht. Dabei folgte der Ständerat mit 27
zu 17 Stimmen seiner Kommissionsmehrheit und entschied, diese Unternehmen nicht
komplett von der Unterstützung auszuschliessen, sondern einmalige Betriebsbeiträge,
etwa an spezifische Projekte wie die kommerziellen Filmfestivals in Locarno oder
Zürich, weiterhin zu erlauben. Der Nationalrat hatte entschieden der Version des
Bundesrates zu folgen und diese Unternehmen auszuschliessen. Eine Minderheit um
Johanna Gapany (fdp, FR) hatte erfolglos gefordert, die Unterstützung ohne
Einschränkungen zu erlauben.

Zweitens stellte sich die Frage, welche Unternehmen von der Investitionspflicht
ausgeschlossen werden sollten. Eine Minderheit Würth (mitte, SG) wollte hier dem
Nationalrat folgen und Schweizer TV-Anbietende und Netzbetreibende gänzlich von der
Investitionspflicht befreien. Eine Kommissionsmehrheit wollte hingegen nur die SRG
von der Investitionspflicht ausnehmen. Deren Ausnahme sei gemäss
Kommissionssprecher Michel legitim, weil sie im Rahmen des Bundesgesetzes über
Radio und Fernsehen (RTVG) bereits einen eigenen, umfassenden
Filmförderungsauftrag habe. Der Ständerat folgte mit 31 zu 13 Stimmen (bei 1
Enthaltung) der Mehrheit und beschränkte die Ausnahme auf die SRG.

Am umstrittensten war schliesslich die Frage der Höhe der Investitionspflicht und der
Schaffung einer Ersatzabgabe. Dass es eine Abgabe geben solle, welche über vier Jahre
hinweg getätigt werden muss, wie es der Nationalrat vorgeschlagen hatte, sei gemäss
Michel in der Kommission als einziges unbestritten – zu den restlichen Punkten lagen
dem Ständerat drei Minderheitsanträge vor.
Die Mehrheit der WBK-SR wollte gemäss Michel auf die 4 Prozent bestehen und dafür
die Möglichkeit zur Anrechenbarkeit von Werbeleistungen von maximal CHF 500'000
einführen. Gemäss Verwaltung würde dies auf eine Erhöhung der Mittel um etwa CHF 18
Mio. hinauslaufen, was gemäss Kommissionsmehrheit angemessen sei. Ginge man
tiefer, sei zu erwarten, dass keine der antizipierten Effekte für den Schweizer Film
erreicht werden würden, wie Michel zu Bedenken gab.
Eine Minderheit Gmür-Schönenberger (mitte, LU) beantragte, dem Bundesrat zu folgen,
die Investitionspflicht auf mindestens 4 Prozent festzulegen und die Möglichkeit einer
Ersatzabgabe beizubehalten. Die Einnahmen aus dieser Ersatzabgabe würden dann an
das BAK fliessen, welches diese Gelder zweckgebunden für die Filmförderung einsetzen
sollte. Bereits bei der im Rahmen des RTVG eingeführten Abgabepflicht für Schweizer
TV-Sender sei es kaum zu Ersatzabgaben gekommen, da der Anreiz der direkten
Investition gross genug sei, erklärte Gmür-Schönenberger ihren Antrag. Die
Nachzahlung gemäss Kommissionsmehrheit würde hingegen lediglich zu mehr
Bürokratie führen.
Jakob Stark (svp, TG) machte mit einer weiteren Minderheit einen Kompromissvorschlag
zwischen dem Bundesrat (4%) und dem Nationalrat (1%), wobei die Investitionshöhe 2
Prozent betragen sollte. 
Die dritte Minderheit um Benedikt Würth stellte die Frage, welche Leistungen an die
Investitionspflicht angerechnet werden können sollen. Er forderte, dass
Eigenproduktionen zu mindestens 50 Prozent angerechnet werden könnten, womit die
Situation der regionalen und nationalen TV-Sender verbessert werden könnte. Die
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Kommissionsmehrheit lehnte diese Forderung ab, weil damit das eigentliche Ziel dieser
Gesetzesrevision – das unabhängige Filmschaffen in der Schweiz zu fördern – verfehlt
würde. Da unter Eigenproduktionen auch Formate wie Reality Shows oder Werbungen
verstanden werden könnten, profitierten von dieser Regelung gemäss Michel
mehrheitlich ausländische Werbefenster und Online-Dienste. Der Nationalrat war dem
Bundesrat gefolgt, welcher keine solchen Anrechnungen vorgesehen hatte.
In der Folge setzte sich die Minderheit Gmür-Schönenberger gegen die
Kommissionsmehrheit (mit 23 zu 22 Stimmen) durch, während die Minderheit Stark (31
zu 14 Stimmen) und die Minderheit Würth (29 zu 16 Stimmen) abgelehnt wurden. Damit
beschloss der Ständerat folglich, eine Investitionspflicht von 4 Prozent mit der
Möglichkeit einer Ersatzabgabe einzuführen. Angerechnet werden dürften zudem
Werbeleistungen bis zu CHF 500'000, aber keine Eigenproduktionen. Damit schuf der
Ständerat die zwei letzten Differenzen zum Nationalrat.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf mit 35 zu 9 Stimmen (bei 1
Enthaltung) an und gab ihn mit vier offenen Differenzen zurück an die grosse Kammer. 14

Nachdem der Nationalrat in der Frühlingssession 2021 entschieden hatte, auf den
Entwurf des neuen Bundesgesetzes über den Jugendschutz bei Filmen und
Videospielen des Bundesrates einzutreten, führte er in der Sommersession 2021 die
Detailberatung der Vorlage weiter, welche in zwei Blöcke unterteilt wurde.
Beim ersten Block, welcher insbesondere den Geltungsbereich sowie die Zielsetzung
des Gesetzes festlegt, sprach sich der Nationalrat für verschiedene, von der WBK-NR
vorgeschlagene Änderungen aus. So wurde das Gesetz auch auf allfällige
Zusatzfunktionen bei Filmen wie beispielsweise Mikrotransaktionen in Videospielen –
dies sind In-App-Käufe, die Kinder und Jugendliche während des Spiels zu Käufen mit
echtem Geld verführen – ausgeweitet (98 zu 67 Stimmen, 1 Enthaltung). Dagegen hatte
sich eine Minderheit Herzog (svp, TG) gewehrt, da es in die Verantwortung der
Erziehungsberechtigten falle, ob Kinder oder Jugendliche selbstständig eine Kreditkarte
nutzen dürfen, um solche Käufe überhaupt erst zu tätigen. Der Nationalrat bevorzugte
ausserdem mit 110 zu 60 Stimmen eine vom Bundesrat nach der Vernehmlassung
angepasste Regelung, wonach die Altersgrenze für Jugendliche um maximal zwei Jahre
unterschritten werden darf, wenn diese die Spiele oder Filme in Begleitung einer
mindestens 10 Jahre älteren, volljährigen Person kaufen oder konsumieren. Ein
Minderheitsantrag Tuena (svp, ZH) hatte in solchen Situationen einen Verzicht auf eine
Altersgrenze gefordert.
In der Debatte zum zweiten Block zur praktischen Umsetzung des Gesetzes nahm der
Nationalrat zahlreiche Änderungen vor. So fügte er, wie von der Kommissionsmehrheit
verlangt, eine Regelung hinzu, wonach Expertinnen und Experten als ständige Mitglieder
in die Jugendschutzorganisationen miteinbezogen werden müssen (110 zu 77 Stimmen, 1
Enthaltung). Erfolglos hatte Mauro Tuena auch diese Regelung in einem
Minderheitsantrag bekämpft, da der Bundesrat in seinem Entwurf bereits vor sah, dass
die Meinungen von Expertinnen und Experten für die Erarbeitung der
Jugendschutzregelungen mit einbezogen werden sollen. Diese nun aber gar als ständige
Mitglieder aufzunehmen, erachtete der Zürcher als «unnötiges Bürokratiemonster».
Auch angenommen wurde der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen Artikel,
wonach der Bund die Medienkompetenz der Jugendlichen und Kinder steigern sowie
Massnahmen zur Prävention in diesem Bereich ergreifen solle (111 zu 79 Stimmen).
Verena Herzog wehrte sich erneut erfolglos mit dem Argument, dass hier bereits
genügend gemacht werde, etwa durch den Lehrplan 21 oder die Onlineplattform
«Jugend und Medien» des BSV.
Auf breite Unterstützung stiess hingegen der Einzelantrag von Philipp Kutter (mitte, ZH).
Mit 168 zu 15 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat dafür aus, dass
Altersklassifikationssysteme, die bereits vor dem Inkrafttreten des Gesetzes in der
Schweiz angewendet wurden, weiter bestehen dürfen. Damit wurde verhindert, dass
Altersklassifikationen von Produkten, die bereits auf dem Markt sind, nachträglich
geändert werden müssen.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat das neue Gesetz samt aller
Änderungen mit 112 zu 74 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. Die geschlossene SVP-
Fraktion sowie eine Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion lehnten die
Gesetzesänderung ab. Entsprechend dem Antrag des Bundesrates wurden ausserdem
die beiden Motionen (Mo. 07.3870 und Mo. 09.3422), die diesem Entwurf zugrunde
lagen, abgeschrieben. Damit wurde das Bundesgesetz zur Behandlung an die kleine
Kammer weiter gereicht. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.06.2021
SARAH KUHN

01.01.65 - 01.01.22 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die beiden Kammern beugten sich in der Herbstsession 2021 über die
Differenzbereinigung zur Revision des Filmgesetzes (Lex Netflix), die in derselben
Session auch gelang. Damit fand die Debatte nach fast einem Jahr ein Ende – als mit
Abstand letzte der verschiedenen Vorlagen zur Kulturbotschaft 2021-2024.

Der Nationalrat, welcher als erster an der Reihe war, befasste sich mit vier
bestehenden Differenzen zur ständerätlichen Version des Gesetzes. Mit der
Begründung, dass der vorgeschlagene Kompromiss für alle Beteiligten ausgewogen sei
und eine gute Stärkung des Schweizer Films ermögliche, schloss sich die Mehrheit der
WBK-NR in allen offenen Punkten dem Ständerat an. 

Die erste Differenz bezog sich auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Höhe der
Investitionspflicht. Damit würden neu auch Online-Plattformen, wie etwa Netflix,
verpflichtet, einen gewissen Prozentsatz ihres in der Schweiz erreichten Bruttogewinns
in Schweizer Filme zu investieren. Die Frage war nun, wie hoch dieser Ansatz festgelegt
werden sollte. Der Nationalrat hatte sich in der Herbstsession 2020 auf 1 Prozent
geeinigt, was durch den Ständerat wieder rückgängig gemacht worden war. Dieser
entschied in der Sommersession 2021, dem Entwurf des Bundesrates zu folgen, und
verlangte eine Abgabe von mindestens 4 Prozent. Da dadurch inländische und
ausländische TV-Stationen gleiche Bedingungen hätten und der Schweizer Film
nachhaltig unterstützt und gefördert werden könnte, unterstützte die Mehrheit der
WBK-NR mit 14 zu 10 Stimmen den Ständerat. Eine Kommissionsminderheit, angeführt
von Peter Keller (svp, NW), forderte die Senkung der Investitionspflicht von 4 auf 2
Prozent. Der Schweizer Film werde bereits stärker gefördert als früher, 2013 mit rund
CHF 100 Mio. und heute gemäss NZZ bereits mit bis zu CHF 150 Mio. jährlich. Mit
diesem Gesetz würden nun ausländische Anbietende und Streaming-Dienste
verpflichtet, den Schweizer Filmsektor «zwangsweise mit[zu]subventionieren», was
einem liberalen Verständnis des Marktes mehr als widerspreche, wie Keller seine
Minderheit begründete. Ausserdem warf er die Frage in den Raum, ob die Probleme
beim Schweizer Film wirklich darauf zurückzuführen seien, dass dieser zu wenig Geld
bekomme, oder nicht eher zu viel erhalte. «Wenn man der Katze jeden Tag ein Whiskas
hinstellt, geht sie nicht mehr jagen. Staatsknete macht träge.» Mit 119 zu 71 Stimmen
entschied der Nationalrat jedoch, der Kommissionsmehrheit und somit dem Entwurf
des Ständerates zu folgen und die Investitionspflicht auf 4 Prozent anzusetzen. Die
Fraktionen der SP und der Grünen stimmten geschlossen, die Fraktionen der Mitte und
der Grünliberalen mit einer klaren Mehrheit für, die SVP-Fraktion geschlossen gegen die
Kommissionsmehrheit. Die Fraktion der FDP.Liberalen zeigte sich stark gespalten, so
stimmten 15 Mitglieder für den Mehrheitsantrag und 14 für die Minderheit Keller.

Als zweiter Punkt wurde die Frage diskutiert, welche Firmen von dieser
Investitionspflicht ausgenommen werden sollen. Hier hatte der Nationalrat im Herbst
2020 beschlossen, dass nebst der SRG auch regionale TV-Anbietende sowie
Kabelnetzbetreibende von dieser Regelung ausgeschlossen bleiben sollen. Dem
widersprach jedoch der Ständerat im Sommer 2021, welcher nebst der SRG keine
weiteren Ausnahmen ins Gesetz aufnehmen wollte. Auch hier folgte die
Kommissionsmehrheit mit 13 zu 10 Stimmen dem Ständerat. Regionale Anbietende
seien gar nicht von dieser Regelung betroffen, da diese sehr oft gar keine Filme zeigen
würden, was eine Ausnahme für diese Fälle obsolet mache, so Matthias Aebischer (sp,
BE) für die Kommissionsmehrheit im Rat. Eine Minderheit Kutter (mitte, ZH) verlangte
Festhalten an dem Entwurf des Nationalrates. Schnelles Internet in allen Landesteilen
sei ein extrem wichtiges Anliegen, welches auch der Bundesrat unterstütze. Ziel solle
sein, Kabelnetzbetreibende dabei zu unterstützten, den dafür nötigen Ausbau so
schnell wie möglich zu erreichen. Mit dieser Investitionspflicht werde diesen aber ein
riesiger Stein in den Weg gelegt, weshalb Kabelnetzbetreibende im Interesse aller aus
dieser Regelung ausgeschlossen werden sollten, wie der Minderheitensprecher sein
Anliegen begründete. Auch hier folgte der Nationalrat jedoch mit 110 zu 77 Stimmen (bei
3 Enthaltungen) der Kommissionsmehrheit und gab dem Ständerat in diesem Punkt
nach. Die geschlossenen Fraktionen der SP und der Grünen sowie eine klare Mehrheit
der Grünliberalen Fraktion stimmten für die Mehrheitsposition, die SVP-Fraktion, etwa
die Hälfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie ein Drittel der Mitte-Fraktion sprachen
sich für den Minderheitsantrag Kutter aus. 

Die dritte Differenz drehte sich um Werbeleistungen zur Bewerbung von Schweizer
Filmen und deren Anrechenbarkeit an die Investitionspflicht. Gemäss geltendem Recht
können private TV-Sender den Schweizer Film in Form von Werbeminuten statt mit
Geld unterstützen. Die offene Frage war nun, wie hoch der Werbebetrag sein darf, der
an die Investitionspflicht angerechnet werden kann. Während der Bundesrat in seiner
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Botschaft vorsah, diese Möglichkeit der Anrechenbarkeit ganz abzuschaffen, hatte der
Nationalrat eine Anrechenbarkeit von Werbeminuten im Umfang von bis zu CHF 1 Mio.
vorgesehen. In der Differenzbereinigung setzte sich die nationalrätliche
Kommissionsmehrheit dem Ständerat folgend für eine Anrechnung eines Betrags bis
CHF 500'000 ein. Eine Kommissionsminderheit Kutter verlangte hingegen Festhalten an
der vorher im Rat gefassten Position (CHF 1 Mio.). Kutter argumentierte damit, dass
auch private Sender zunehmend mit rückläufigen Zahlen zu kämpfen hätten und alles
andere als in Geld schwimmen würden. Der von der Kommissionsmehrheit berechnete
Rückgang der Unterstützungszahlungen für den Schweizer Film von CHF 18 auf CHF 14
Mio. erachtete Kutter als vertretbaren Kompromiss. Stattdessen würden in Zukunft die
Investitionen der Streaming-Anbietenden massiv zunehmen, was diesen Rückgang mehr
als kompensieren werde. Der Nationalrat folgte aber auch hier mit 106 zu 85 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) wieder der Kommissionsmehrheit. Erneut stimmten die SP- und die
Grüne Fraktion geschlossen für die Kommissionsmehrheit, die SVP-Fraktion
geschlossen für die Kommissionsminderheit. Die Grünliberale Fraktion sprach sich
mehrheitlich für den Mehrheitsantrag aus, während sich die FDP.Liberalen-Fraktion
und die Mitte-Fraktion auch in dieser Frage gespalten zeigten. 

Zu guter Letzt hatte das Parlament auch über eine von Christian Wasserfallen (fdp, BE)
angeführte Minderheit zu befinden, der die gesamte «Lex Netflix», also jegliche
Investitionspflicht, streichen wollte. Er argumentierte, dass es nicht zielführend sei,
sich als kleine Schweiz mit Anbietenden wie Netflix anzulegen. Vielmehr sollte sich der
Schweizer Filmsektor mit den Produzentinnen und Produzenten in Verbindung setzen
und Kollaborationen anstreben, um von deren grossen Reichweite zu profitieren. Auch
er betonte, dass die derzeitige Unterstützung in der Höhe von CHF 150 Mio. vom BAK,
den Kantonen, Städten, Gemeinden und den SRG-Abgaben ausreichend sei. Lieber solle
man sich auf die Qualität des Filmes berufen und bessere Drehbücher schreiben, dann
hätte der Schweizer Film vielleicht auch bessere Chancen auf dem internationalen
Markt, forderte er. Ein Drittel der FDP.Liberalen-Fraktion, die SVP-Fraktion sowie
einzelne Mitglieder der Grünen und der Grünliberalen unterstützten Wasserfallen; mit
121 zu 65 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat den Minderheitsantrag
Wasserfallen ab und hielt an der Lex Netflix fest. 

Da in der Nationalratsdebatte alle inhaltlichen Differenzen beseitigt worden waren, ging
es im Ständerat nur noch um zwei rein sprachliche Anpassungen. Diese wurden von der
kleinen Kammer in der Folge diskussionslos und stillschweigend gutgeheissen.

Damit war die Vorlage nach langen Diskussionen im Oktober 2021 bereit für die
Schlussabstimmungen. Im Nationalrat wurde die «Lex Netflix» mit 124 zu 67 (bei 3
Enthaltungen) angenommen. Die Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP stimmten
geschlossen für, die SVP-Fraktion geschlossen gegen den Gesetzesentwurf. Uneinig
waren sich die Fraktionen der FDP.Liberalen und der Mitte, wobei jeweils eine Mehrheit
für die Vorlage stimmte. Im Ständerat fand das Gesetz mit 32 zu 8 Stimmen (4
Enthaltungen) deutliche Zustimmung. 16

Urheberrecht

Die vorberatende Kommission des Nationalrates verabschiedete das Gesetz
einstimmig und folgte dabei weitgehend der urheberfreundlichen Version des
Ständerates. Sie beschloss jedoch, angesichts des Widerstands der Bibliothekare dem
Rat zu beantragen, den "Bibliotheksrappen" nicht einzuführen. Dafür soll das
Fotokopieren von Werken in Bibliotheken und Instituten zum privaten Gebrauch
vergütungspflichtig werden. Weil sich namhafte Kulturschaffende wie etwa Tinguely
oder Luginbühl dagegen ausgesprochen hatten, und um den freien Kunstmarkt nicht zu
gefährden, verzichtete die Kommission auch auf das Folgerecht beim Wiederverkauf
von Kunstwerken. Über die Beschlüsse des Ständerates hinausgehend wird die
Kommission dem Rat aber vorschlagen, bei den Abgaben auf Leerkassetten die
Interpreten den eigentlichen Werkschöpfern gleichzustellen. 17
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Vermeintlich im Interesse der Schweizer Kinobranche hatte das Parlament bei der
Revision des Filmgesetzes eine Bestimmung ins Urheberrechtsgesetz (URG)
aufgenommen, die dazu führte, dass ab August 2002 die bis anhin tolerierten Parallel-
und Grauimporte von Spielfilm-DVDs verboten wurden. Damit sollte verhindert
werden, dass Filme schon auf DVD erhältlich sind, bevor sie in die Schweizer Kinos
kommen. Betroffen sind vor allem US-Produktionen, die in Nordamerika oft viel früher
als in Europa im Kino und auf DVD erscheinen. Die Bestimmung führte aber weniger zu
einem Schutz der Kinobranche als vielmehr zu einer Abschottung des Marktes. Der
Nationalrat hatte bereits im Vorjahr mit einem Postulat darauf hingewiesen. Im Rahmen
der Kartellgesetzrevision beantragte die WAK des Ständerates erfolgreich eine
Neuformulierung der Bestimmung im URG, die darauf abzielt, einerseits die
Kaskadenauswertung für die audiovisuellen Werke zu schützen, andererseits aber den
Parallelimport für Videos zu erlauben, sobald der Rechteinhaber selber mit der
Videoauswertung seines Werkes begonnen oder dieser zugestimmt hat. Der Nationalrat
wählte eine andere Formulierung, die noch klarer zum Ausdruck bringt, dass das
Importverbot den Schutz der Kinoauswertung sicherstellen soll, ohne die Tätigkeit des
Handels und der Videotheken ungebührlich einzuschränken. Danach dürfen Exemplare
von audiovisuellen Werken so lange nicht weiterveräussert oder vermietet werden, als
der Urheber oder die Urheberin dadurch in der Ausübung des Aufführungsrechtes
beeinträchtigt wird. Der Ständerat stimmte dieser Version zu.
Zum Postulat Sommaruga (Po. 02.3389) aus dem Jahr 2002 zu den Auswirkungen der
Revision des Filmgesetztes mit ähnlicher Thematik siehe hier. 18
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Der vom Bundesrat in Konsultation gegebene Entwurf für ein neues
Urheberrechtsgesetz (URG), das die Urheberrechte dem digitalen Zeitalter anpassen
will, stiess, ausser bei der SP, weitgehend auf Ablehnung. Hauptkritikpunkte bildeten
die geplante Geräteabgabe zur Abgeltung von Kopien urheberrechtlich geschützter
Werke sowie die Art der Vergütung für die Nutzung von Musiktiteln, Filmen und
Software. Während die Stiftung für Konsumentenschutz das Recht auf Eigengebrauch
zu sehr eingeschränkt sah, gingen den Branchen- und Wirtschaftsverbänden die
privaten Kopiermöglichkeiten zu weit. Konsumentenschützer und SP bevorzugten die im
Gesetzesentwurf vorgeschlagene kollektive Vergütung der Inhaber der Urheberrechte
gegenüber einer individuellen Vergütung, dem so genannten Digital Rights Management
System (DRM); mit letzterem könnten Anbieter den Nutzern ihr Verhalten vorschreiben
und den Zugang zu Wissen stark beeinflussen. CVP, FDP, Economiesuisse sowie der
Gewerbeverband befürworteten indes das DRM-System, weil damit individuelle
Angebote für verschiedene Nutzungstypen erstellt werden könnten. Im Sommer gab der
Bundesrat bekannt, auf eine Geräteabgabe zu verzichten. Für Online-Musikgeschäfte
wie beispielsweise iTunes sehe das neue Gesetz ein umfassendes Umgehungsverbot
vor. Das Kopieren von digitalen Medien für den Privatgebrauch soll auch in Zukunft
erlaubt sein, nicht jedoch das zur Verfügung stellen von Harddisks zum Download von
Musik oder Filmen für Benützer einer Internet-Tauschbörse. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession stimmte der Ständerat als Erstrat der Revision des Urheberrechts
zu. Ziel ist es, die Interessen von Urhebern und Konsumenten im Zeitalter der digitalen
Kommunikation gleichermassen zu berücksichtigen. Bei der Revision seien vier
Interessengruppen zu unterscheiden, erklärte der Sprecher der Kommission:
Kulturschaffende, Produzenten, gewerbliche Nutzer und Konsumenten. Die
Kulturschaffenden wünschten möglichst viel Schutz, die Nutzer möglichst umfassenden
und günstigen Zugang. 

Zu den zentralen Punkten der Revision gehört das Verbot, technische
Schutzmassnahmen zu umgehen. Künftig ist es also verboten, die Kopiersperre auf
einer CD oder DVD zu knacken oder Software zum Umgehen von Internetsperren zu
vertreiben. Das Herunterladen zum persönlichen Gebrauch bleibt hingegen
uneingeschränkt zulässig. Dem Konsumenten soll nicht zugemutet werden, zwischen
legalen und illegalen Internet-Angeboten unterscheiden zu müssen. Das Recht der
Urheber, geschützte Inhalte online zu verbreiten, wird auf die Interpreten, Produzenten
und Sendeunternehmen ausgedehnt: Wer Musik oder Filme über Tauschbörsen zum
Download frei gibt, kann somit von all diesen Rechtsinhabern belangt werden. Auf
Antrag seiner Kommission wich der Ständerat in einzelnen Punkten von der Vorlage des
Bundesrates ab. So stimmte er mit 23 zu 14 Stimmen einem Zusatz zu, wonach
Sendeunternehmen Archivsendungen nach 10 Jahren ohne Einwilligung der Urheber
senden und im Internet verbreiten können. 
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Unbestritten war der die Teilrevision des Urheberrechtsgesetzes auslösende
Bundesbeschluss über die Ratifizierungvon zwei bereits 1997 unterzeichneten
Abkommen der Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO). Es handelt sich um
den WIPO-Urheberrechtsvertrag (WCT) und den WIPO-Vertrag über Darbietungen und
Tonträger (WPPT). Die Ratifizierung soll dafür sorgen, dass die Schweiz im Kampf gegen
die Internet-Piraterie kein «Inseldasein» fristen muss und ihre Bestrebungen auch
international ausrichten kann. 20

Im Berichtsjahr wurde die durch die 1997 erfolgte Ratifizierung von zwei Abkommen
der Weltorganisation für geistiges Eigentum notwendig gewordene Teilrevision des
Urheberrechts abgeschlossen. Wie schon im Ständerat war auch im Nationalrat
Eintreten auf beide Vorlagen unbestritten. In der Detailberatung zeigte sich erneut der
schwierige Balanceakt, sowohl den Rechten der Künstler, der Produzenten und denen
der Nutzer im digitalen Bereich gerecht zu werden. In den wesentlichen Punkten
schloss sich der Rat der kleinen Kammer an. Er befürchtete ebenfalls eine
Kriminalisierung der Nutzer und lehnte mehrere Minderheitsanträge der bürgerlichen
Seite ab, die sich für einen verschärften Schutz der Urheberinteressen aussprachen.
Der Nationalrat sah davon ab, die seit kurzem auf digitalen Speichermedien wie MP3-
Playern erhobene Urheberrechtsgebühr, die von Kritikern als doppeltes Abkassieren der
Konsumenten angeprangert wird, in die laufende Revision einzubeziehen. Verschiedene
Redner betonten aber, dass Handlungsbedarf bestehe und man für diese vom
Bundesgericht genehmigte Abgabe auf digitalen Speichermedien eine vernünftige
Lösung finden müsse. Der Nationalrat schuf mehrere Differenzen zum Ständerat, von
denen aber nur eine von gewisser Bedeutung war (zusätzliche Schutzmassnahme für
Sendeunternehmen). Nachdem die kleine Kammer eingelenkt hatte, wurden die beiden
Vorlagen in den Schlussabstimmungen genehmigt. 21
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In der Sommersession 2019 startete der Ständerat einen erneuten Versuch, die
Revision des Urheberrechts zu beraten. Da Eintreten bereits in der Frühjahrssession
beschlossen worden war, ging es im zweiten Anlauf – nach einführenden Erläuterungen
seitens des Kommissionssprechers Ruedi Noser (fdp, ZH), der explizit betonte, dass der
Rückweisungsantrag zu einer deutlichen qualitativen Verbesserung der Vorlage
beigetragen habe – direkt in die Detailberatung. 

Auch in dieser Beratungsrunde stand ein Einzelantrag zur Diskussion, der bereits in der
ersten Abstimmungsdebatte zur Verhandlung kam: Ständerat Engler (cvp, GR)
beantragte, in Art. 13 Abs. 2 eine weitere Ausnahme einzuführen, die für die Ausleihe
von Werkexemplaren ohne Erhebungsgebühr durch gemeinnützige Institutionen die
Aufhebung der Vergütungspflicht vorsah. Engler argumentierte, dass öffentliche
Bibliotheken – nebst Schulen – bedeutende Bildungs- und Dialogorte seien und einer
entsprechenden Ausstattung zur Förderung ihrer Vermittlungsbestrebungen bedürften.
Gerade der Aspekt der Förderung habe insbesondere die Gemeinden und Städte, die
EDK sowie die Bibliotheken selbst bereits im Vorfeld dazu veranlasst, eine solche
Gebühr abzulehnen, da man sich in erster Linie Sorgen um mögliche Einbussen im
flächendeckenden Bibliotheksnetz der Schweiz mache – und nicht etwa, weil es an
Wertschätzung gegenüber der Urheberschaft fehle. Die Klärung dieses
Ausnahmetatbestandes sei insofern vonnöten, da diese bis anhin weder in den
vorberatenden Kommissionen noch durch die AGUR12 selbst stattgefunden habe,
sondern erst durch einen umstrittenen Entscheid seitens der ESchK auf den Plan
gerufen worden war. Die Schiedskommission habe nun mit ihrem Entscheid eine
gesetzliche Lücke gefüllt und zugleich eine mögliche Interpretation des Begriffes
«Entgelten» angegeben, die eine Ausdehnung der Abgabepflichten von Bibliotheken
bedeuten würde. Unter dem Strich komme dieser Entscheid der Einführung einer
Verleihgebühr durch die Hintertür gleich und bringe den Gemeinden, Städten und
Kantonen lediglich finanzielle Mehrabgaben und damit verbunden die Gefahr der
Schliessung von Bibliotheken. 
Ruedi Noser hingegen erwiderte, dass der Einzelantrag gänzlich dem AGUR-
Kompromiss widerspreche: In diesem habe man die Forderung der Autorinnen und
Autoren nach der Einführung einer Verleihgebühr anstelle der Vermietgebühr
abgelehnt. Da Vermietungen in erster Linie von Bibliotheken vorgenommen werden und
diese kaum kommerziell gesteuert sind, würde die Vermietpraxis abgeschafft werden,
da die Vergütungen sich erübrigten. Wolle man sich nun diesem Kompromiss entziehen,
wäre es wohl am ehrlichsten, den gesamten Art. 13 zu streichen, anstatt ihn noch weiter
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zu verkomplizieren und somit faktisch die Vermietgebühr abzuschaffen – was aber auch
nicht gewollt sein könne. Daher schlug die Kommission ihrem Rat ein alternatives
Vorgehen vor: In Art. 60 soll neu ein Abs. 4 eingeführt werden, der definiert, dass
Bibliotheken zukünftig gleich behandelt werden wie Schulen und entsprechend von
einem reduzierten Tarif profitieren sollen. Paul Rechsteiner (sp, SG) unterstrich Nosers
Argument zudem, indem er betonte, dass Englers Antrag einem fundamentalen Eingriff
in die Urheberrechte der Autorenschaft gleichkomme und lediglich eine Reaktion auf
einen Entscheid sei, dem zum einen keine konkrete Begründung beiliege und der zum
anderen noch gar keinen Rechtsmitteleinsatz erlaube, da er nicht rechtskräftig sei. In
der Abstimmung zeigte sich, dass das Kommissionsargument wohl eher zu überzeugen
vermochte, da diesem mit 27 zu 14 Stimmen (1 Enthaltung) der Vorrang vor dem
Einzelantrag gegeben wurde.

Zwei weitere wichtige Punkte, die vom Ständerat zwar stillschweigend gemäss
Kommissionsvorschlag angenommen, jedoch aufgrund der dadurch entstehenden
Differenzen zum Nationalrat seitens der Kommission umfassender erläutert wurden,
betrafen die Filmmusik und die Hotelabgaben. Bezüglich der Filmmusik betonte erneut
Ruedi Noser, dass die Kommission bewusst an dem von ihr mit der Frühjahresfahne
eingeführten Musikzusatz in Art. 13a Abs. 5 und Art. 35a Abs. 2 festhalte, da der
Bundesratsentwurf einer gänzlich anderen Logik folge, als die Umstände es verlangten.
Am Beispiel von «Bohemian Rhapsody» und «The Accountant» – zwei Filme, die er
selbst erst kürzlich geschaut habe – zeigte er auf, dass die bundesrätliche Logik, dass
Musik im Film zum Film gehört und daher kein eigenständiges Werk darstellt, lediglich
auf das zweite Filmbeispiel zutreffe. In diesem Fall sei die Musik explizit zur
Untermalung der visuellen Darstellung komponiert worden, wohingegen sich der
erstgenannte Film, eine Biografie mit der Rockgruppe «Queen» im Fokus, sich
bestehender Musik bediente, welche lange vor dem Film selbst entstanden und auch
entsprechend ein eigenständiges, urheberrechtlich geschütztes Werk sei. Folge man
nun aber dem Bundesrat, würden beide Fallbeispiele gleich behandelt werden. Hans
Wicki (fdp, NW) verwies ergänzend zu diesen Ausführungen auf die unterschiedlichen
Strukturen und Regelungen der Film- und Musikbranche hin und betonte, dass sich die
Musikerinnen und Musiker im Bereich der Filmmusik zwar mittlerweile auf eine gute
vertragliche Grundlage stützen könnten, diese aber mit der angedachten
Kollektivverwertung stark gefährdet wäre und eine Schlechterstellung zu Gunsten der
ohnehin bereits besser gestellten Produzentinnen und Produzenten begünstigen
würde. Wie bereits ihre Amtsvorgängerin Simonetta Sommaruga, verteidigte die EJPD-
Vorsteherin Karin Keller-Sutter die Bundesratsposition mit der zu schluckenden
bitteren Pille: Damit sich eine gesamthafte Verbesserung einstellen könne, müsse man
eben punktuelle Benachteiligungen in Kauf nehmen. 
Die vom Nationalrat eingebrachte Abschaffung der Hotelabgabe wurde von
Kommissionssprecher Noser zum einen aus finanziellen, zum anderen aus
institutionellen Gründen zur Ablehnung empfohlen. Wie Swisscopyright aufgezeigt
habe, würden durch diesen Zusatz Mindereinnahmen in der Höhe von CHF 800'000 bis
CHF 1 Mio. entstehen. Des Weiteren stelle diese Abschaffung nicht nur eine Verletzung
des AGUR-Kompromisses dar, sondern wäre mit hoher Wahrscheinlichkeit auch nicht
WTO-kompatibel. Dies würde sicherlich die Frage aufwerfen, ob es denn gewichtige
Gründe im öffentlichen Interesse für eine solche Ausnahme gebe  – und die Schweizer
Argumentation hierzu wäre durchaus spannend zu hören –, da man eine solche in
Europa nicht kenne und Amerikas systemische Unterschiede diese Diskussion
erübrigten. Grundsätzlich müsse man sich im Rat nun die Frage stellen, ob man sich
wegen rund CHF 1 Mio. wirklich mit einem WTO-Verfahren auseinandersetzen wolle.
Wer aber dennoch auf diesen Zusatz beharren möchte, den wolle er doch gerne auf die
parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS; Pa.Iv. 16.493) verweisen, der bereits in
der Kommission Folge gegeben worden war und die sich genau diesem Zusatz
annehme.

In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf schliesslich mit 36 Stimmen bei 3
Enthaltungen einstimmig angenommen, was sicherlich auch dadurch begünstigt wurde,
dass das Kernelement des Rückweisungsantrages, das Leistungsschutzrecht, aus dem
Kommissionsvorschlag gestrichen worden war. Auch wenn die EU sich zwischenzeitlich
für dieses ausgesprochen habe, sei die Umsetzung in den einzelnen Ländern noch sehr
ungewiss; daher wolle man die aktuelle Revision nicht unnötig verzögern und diese
Entwicklungen für andere Revisionen – die ohnehin in absehbarer Zeit stattfinden
würden – berücksichtigen. Der Bundesrat solle diese Entwicklung im Auge behalten und
das Schweizer Recht unter diesem Gesichtspunkt prüfen, was vom Ständerat auch mit
der Gutheissung eines entsprechenden  Kommissionspostulats bestätigt wurde. Ebenso
wurden die beiden Entwürfe zu den WIPO-Abkommen von der kleinen Kammer ohne
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Beanstandung jeweils einstimmig angenommen. Somit wird die Vorlage mit drei
verbleibenden Differenzen an den Nationalrat retourniert. 22

Archive, Bibliotheken, Museen

Mit der zivilen Baubotschaft hiessen National- und Ständerat im Berichtsjahr einen
Verpflichtungskredit für die Erweiterung des Schweizerischen Landesmuseums in
Zürich und der Cinémathèque Suisse in Penthaz (VD) gut. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2008
MARIANNE BENTELI

Film

Im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung waren sich beide Kammern einig,
in Art. 71 dem Bundesrat beim ersten Absatz, wonach der Bund die Schweizer
Filmproduktion und Filmkultur fördern kann, zu folgen, nicht aber in Abs. 2, wo die
Landesregierung ihre Kompetenzen im Bereich des Imports, des Verleihs sowie der
Eröffnung und Umwandlung von Kinos festschreiben wollte. Stattdessen wurde
übereinstimmend gesagt, dass der Bund Vorschriften zur Förderung der Vielfalt und der
Qualität des Filmangebots erlassen kann. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.04.1998
MARIANNE BENTELI

Ende April wurde der Entwurf zum neuen Bundesgesetz über Filmproduktion und
Filmkultur präsentiert und in die Vernehmlassung gegeben. Damit soll Artikel 71 der
neuen Bundesverfassung umgesetzt und die Filmförderung auf moderne gesetzliche
Grundlagen gestellt werden. Insbesondere geht es darum, die im Versuchsbetrieb
laufende erfolgsabhängige Filmförderung in die reguläre Gesetzgebung zu überführen.
Der Entwurf schlägt weiter die Einrichtung eines Fonds für die Finanzierung der
Filmförderung vor, der durch einen jährlichen Bundesbeitrag sowie Lenkungs- und
Konzessionsabgaben gemäss Radio- und Fernsehgesetz zu speisen wäre. Mit diesem
Übergang von Jahressubventionen zu einem Fonds mit eigenem Vermögen soll dem BAK
die zweckmässige Verwendung der Mittel erleichtert werden, da sich die einheimische
Filmproduktion nicht nach Kalenderjahren richten kann, sondern mehrjährigen
saisonalen Schwankungen unterliegt. Zudem soll eine Lenkungsabgabe auf
Grossproduktionen eingeführt werden (der sogenannte «Hollywood-Rappen»), dessen
Ertrag in die Verleih- und Vertriebsförderung fliessen wird. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.1999
MARIANNE BENTELI

Um eine den heutigen und künftigen Anforderungen entsprechende Filmpolitik
betreiben zu können, will der Bundesrat mit einem neuen Bundesgesetz über
Filmproduktion und Filmkultur die Filmförderung auf moderne Grundlagen stellen,
den heutigen Gegebenheiten und Bedürfnissen im Film- und Audiovisionsbereich
Rechnung tragen und der Schweizer Filmkultur auch mittel- bis langfristig eine solide
Basis bieten.

Mit diesem Ziel hatte der Bundesrat 1999 einen ersten Vorentwurf für das neue Gesetz
in die Vernehmlassung gegeben. Unbestritten war in den eingegangenen
Stellungnahmen der Verzicht auf die bisherige Bewilligungspflicht für den Verleih sowie
die definitive Einführung der erfolgsabhängigen Filmförderung, die sich unter dem
Begriff «Succès cinéma» in einem vierjährigen Pilotversuch bewährt hat. Völlig
unterschiedlich waren hingegen die Meinungen zum sogenannten «Hollywood-
Rappen», einer Lenkungsabgabe auf Grossproduktionen, deren Ertrag in die Verleih-
und Vertriebsförderung von einheimischem Filmschaffen fliessen sollte. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.2000
MARIANNE BENTELI

Am Rande des Filmfestivals von Locarno einigten sich die Branchenvertreter auf einen
Kompromiss. Demnach sollte auf die von den Filmverleihern und Kinobesitzern heftigst
bekämpfte Lenkungsabgabe zum Schutz von nicht kommerziell orientierten Filmen
verzichtet und statt dessen auf die Selbstregulierung des Marktes gesetzt werden.
Wenn diese nicht funktioniert, soll «Procinema», der Verband der Kinounternehmer
und Verleiher, für die Herstellung der gewünschten Vielfalt sorgen. Sollte auch diese
brancheninterne Regulierung nicht zum Ziel führen, könnte das Bundesamt für Kultur
(BAK) intervenieren, nötigenfalls mit einer zweckgebundenen Abgabe. Diese Doktrin
übernahm der definitive Gesetzesentwurf, der unter dem Leitgedanken «Durch Vielfalt
zur Qualität» im September dem Parlament zugeleitet wurde. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2000
MARIANNE BENTELI
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Mitte Jahr vermeldete das BAK, der Kredit für die Produktionsbeiträge 2000 (CHF 7,6
Mio) sei bereits erschöpft. Entgegen seiner ursprünglichen Absicht, eine Erhöhung des
ordentlichen Filmkredits erst mit dem Finanzplan 2002-2004 vorzunehmen, beantragte
der Bundesrat daraufhin bereits für 2001 einen Zusatzkredit von CHF 4 Mio . Die
Kommission des Nationalrates stutzte den Antrag auf 3,7 Mio zurück; die Grüne Fraktion
beantragte, dem Bundesrat zu folgen, während eine Minderheit aus der SVP den Status
quo beibehalten wollte. Obgleich Nationalrat Tschäppät (sp, BE) als Präsident von
„Cinésuisse“, dem Dachverband aller schweizerischer Filminteressierten und
Filmbranchen, auf die Bedeutung des Filmschaffens als Träger des Images eines Landes
verwies und vorrechnete, dass der Filmkredit gut angelegtes Geld sei, da allein die
Steuereinnahmen von Bund und Kantonen ein Vielfaches der gewährten Subventionen
betragen, stimmte das Plenum mit 90 zu 68 Stimmen dem Antrag der Kommission zu.
Keine Chance hatte auch der SVP-Minderheitsantrag, der mit 132 zu 34 Stimmen klar
verworfen wurde. Der Ständerat genehmigte den gekürzten Kredit stillschweigend. Der
Finanzplan 2002-2004 sieht vor, dass der Kredit für die Produktionsbeiträge bis zum
Ende der Periode um 2,5 weitere Millionen aufgestockt wird. Das gesamte Filmbudget,
welches auch andere Posten (Ausbildung, Festivals etc.) umfasst, soll im gleichen
Zeitraum von CHF 21,5 Mio. im laufenden Jahr auf 32,5 Mio 2004 angehoben
werden.Siehe dazu auch die Ausführungen von Bundesrat Dreifuss zu einer
abgeschriebenen Empfehlung Cottier (cvp, FR) (Empfehlung 00.3405). Vom Bericht des
Bundesrates zum Finanzplan 2002-2004 nahmen beide Kammern Kenntnis, ohne dabei
den Filmkredit zu erwähnen. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2000
MARIANNE BENTELI

Obgleich der Entwurf des Bundesrates zu einem neuen Bundesgesetz über
Filmproduktion und Filmkultur durch den Verzicht auf eine generelle Lenkungsabgabe
zugunsten kleinerer Filmproduktionen («Hollywood-Rappen») bereits einem hart
erkämpften Kompromiss zwischen dem BAK und der Branche entsprach, scheiterte die
Vorlage vorerst an der bürgerlichen Opposition im Ständerat. Die beiden CVP-
Abgeordneten Schmid (AI) als Vertreter der Werbebranche und Cottier (FR) als
Präsident der Filmverleihvereinigung Procinéma liessen kaum einen guten Faden an
dem Gesetz, das sie als «dirigistisch“ und „existenzgefährdend» für kleine
Kinounternehmen bezeichneten. Zur Garantie der Vielfalt des gezeigten Filmschaffens
wollten sie allein auf die Gewerbefreiheit und die Verantwortung der Branche setzen
und auch die dem Bund zugestandene Möglichkeit, subsidiär eine Abgabe zu erheben,
falls trotz Branchenintervention in einer Region nur noch ausländische
Grossproduktionen gezeigt werden, aus dem Gesetz kippen. Vergeblich machten die
Freisinnigen Beerli (BE), Langenberger (VD) und Marty (TI) geltend, das neue Gesetz sei
viel liberaler als das alte von 1962 und die Lenkungsabgabe lediglich die „ultima ratio“
für den Fall, dass es der Branche nicht gelinge, in Eigenregie die von der Verfassung
(Art. 71) postulierte kulturelle Diversität herzustellen; sie vermochten nicht einmal alle
ihre Parteikollegen zu überzeugen. Auch die Feststellung von Bundesrätin Dreifuss, man
könne in einem Markt, der von einem (amerikanischen) Oligopol beherrscht sei, nicht
allein auf die Gesetze der Marktwirtschaft setzen, fruchtete nichts. Mit 27 zu 12
Stimmen wurde der Entwurf zur Überarbeitung an den Bundesrat zurückgewiesen. Die
Presse zeigte sich mehrheitlich konsterniert ob dieser als «Filmriss» bezeichneten
offenen Lobbyingpolitik der amerikanischen Filmgesellschaften, umso mehr, als im
Vorfeld der Beratungen nichts auf diesen Eklat hingewiesen hatte. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2001
MARIANNE BENTELI

Noch bevor die Vorlage von der zuständigen Nationalratskommission behandelt wurde,
einigten sich BAK und Procinéma auf Vermittlung der beiden Ständeräte Bieri (cvp, ZG)
und Schiesser (fdp, GL) auf eine weitere Stärkung der Verleih- und Betreiberbranche.
Die Erhaltung der Vielfalt soll ganz dem Gewerbe und seinen Branchenvereinbarungen
überlassen bleiben, das BAK nur noch die Einhaltung der Ziele regelmässig evaluieren.
Die subsidiäre Erhebung einer Förderabgabe durch den Bund – falls die
Selbstregulierung dennoch versagen und das Filmangebot einer Region verkümmern
sollte – wurde zwar aufrecht erhalten, aber redimensioniert; insbesondere sollen bei
wiederholtem Zuwiderhandeln lediglich geringfügige Bussen verhängt werden. Dieser
informelle Weg führte in der Sommersession zu einem ersten Etappensieg für das neue
Gesetz. Zwar etwas erstaunt über das Vorprellen der beiden Ständeräte und ohne die
Vorlage inhaltlich diskutieren zu können, sprachen sich die meisten Fraktionssprecher
im Nationalrat gegen die Rückweisung an den Bundesrat aus, um den
Gesetzgebungsprozess wieder in Gang zu bringen. Einzig der Zürcher SVP-Abgeordnete
Mörgeli benutzte die Gelegenheit zu einem Rundumschlag gegen die Kulturbehörden
und das schweizerische Filmschaffen; da er es aber verpasst hatte, seinerseits einen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2001
MARIANNE BENTELI
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Rückweisungsantrag zu stellen, wurde das Geschäft stillschweigend an den Ständerat
zurückgeschickt. 30

Kurz vor der Wintersession riefen Filmschaffende das Parlament dazu auf, den
Filmkredit massiv anzuheben; die im Budget 2002 vorgesehene Erhöhung um CHF 2
Mio. genüge nicht für ein längerfristiges Überleben des Schweizer Films. Die
Aufstockung der Gelder reiche nicht einmal aus, um die bisher von privater Seite
mitfinanzierte und im neuen Filmgesetz definitiv als Aufgabe des Bundes verankerte
erfolgsabhängige Filmförderung («Succès cinéma») aufrecht zu erhalten. Bei der
Beratung des Voranschlags stellten vor allem Abgeordnete aus der lateinischen Schweiz
mehrere Anträge zur Erhöhung der Mittel. Im Nationalrat setzte sich vorerst ein Antrag
Simoneschi (cvp, TI) für eine zusätzliche Aufstockung um CHF 3.5 Mio. durch;
angesichts des finanzpolitischen Widerstands in der kleinen Kammer einigten sich die
Räte schliesslich auf eine Anhebung um total CHF 3.75 Mio. gegenüber dem Vorjahr. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2001
MARIANNE BENTELI

Nach diesem Vorgeplänkel stand der einlässlichen Behandlung des Gesetzes durch den
Ständerat nichts mehr im Wege. Die Vorschläge der vorberatenden Kommission
übernahmen in den wesentlichen Punkten das Vermittlungsergebnis und waren damit
näher beim Entwurf des Bundesrates als bei den (allerdings nie positiv formulierten)
Anträgen der Gewerbelobby. Diesmal erwuchs der Vorlage keinerlei Widerstand,
Abänderungsanträge über die Detailkorrekturen der Kommission hinaus wurden keine
gestellt. Das Gesetz passierte problemlos mit 27 zu 3 Stimmen. In der Wintersession
stimmte der Nationalrat dem Gesetz im Eiltempo (und ohne eine einzige Differenz zum
Ständerat zu schaffen) mit 120 zu 25 Stimmen zu, worauf das Gesetz definitiv
verabschiedet werden konnte. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2001
MARIANNE BENTELI

Am 1. August trat das revidierte Gesetz über Filmproduktion und Filmkultur in Kraft.
Mit dem neuen gesetzlichen Rahmen entfallen die Bewilligungspflicht für den
Filmverleih sowie für den Bau oder die Umwandlung von Kinosälen. Stattdessen liefern
die Verleiher und Kinobetreiber in Zukunft Zahlen, die es dem Bund erlauben, eine
genaue Statistik über die in der Schweiz gezeigten Filme zu führen. Bundesrätin
Dreifuss erinnerte die Branche noch einmal eindringlich an ihre Selbstverantwortung
und die Verpflichtung, die kulturelle und sprachliche Vielfalt des Kinoangebots
sicherzustellen. Die im Gesetz verankerte erfolgsabhängige Filmförderung «Succès
cinéma» war bereits auf Anfang Jahr in Kraft gesetzt worden. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.08.2002
MARIANNE BENTELI

Trotz Protesten aus Kreisen der Denkmalpflege nahm der Bundesrat als Massnahme des
Entlastungsprogramms im BAK einen Mitteltransfer von der Denkmalpflege zur
Filmförderung vor. Er stimmte einem neuen Vierjahres-Zahlungsrahmen zu, der eine
kontinuierliche Erhöhung des Förderungskredits vorsieht. Dieser soll für die Jahre
2004-2007 von CHF 20.5 Mio. (2003) stufenweise um CHF 3 bis 4 Mio. erhöht werden.
Stillschweigend stimmte das Parlament dieser Verlagerung im Voranschlag 2004 zu.
Siehe dazu auch die Antwort des Bundesrats auf eine Frage Galli (cvp, BE) (Frage
03.5183). Erstmals wurde im Nationalratssaal vor zahlreichen Parlamentariern ein
Spielfilm projiziert, nämlich «Mais im Bundeshuus», der die Beratung der Gen-Lex im
Nationalrat (Kommission und Plenum) nachzeichnet. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2003
MARIANNE BENTELI

Die Behandlung der kulturpolitischen Ausgabeposten während der Budgetdebatte in
der Wintersession war erneut Anlass für einen Schlagabtausch zwischen den
rechtsbürgerlichen Vertretern im Parlament und der Ratslinken. Pfister (svp, SG)
stellte im Namen seiner Partei den Antrag, den Filmkredit des BAK von CHF 23.2 auf
18.2 Mio. zu senken, da die Filmproduktion in erster Linie der Unterhaltung diene und
deshalb nicht als Staatsaufgabe betrachtet werden könne. Demgegenüber plädierte
Vollmer (sp, BE) für eine Erhöhung um CHF 1 Mio. Die Filmförderung sein nicht der Ort,
den Sparhebel anzusetzen, denn Filmförderung heisse im Grunde genommen, der
kulturellen Identität und Entwicklung in diesem Lande Raum zu bieten. In letzter Minute
wurde noch ein Antrag Fluri (fdp, SO) eingereicht, der zusätzliche CHF 3 Mio.
insbesondere zur weiteren Unterstützung von Succès Cinéma verlangte. Alle drei
Anträge wurden abgelehnt, am knappsten der Antrag Fluri (89:83), am deutlichsten
jener von Pfister (126:50). 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2006
MARIANNE BENTELI
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Im März beschloss der Ständerat einstimmig, das Filmförderungsabkommen MEDIA mit
der Europäischen Gemeinschaft in den Jahren 2007-2013 fortzuführen. Im Nationalrat
stellte sich einzig die SVP als Partei gegen die Weiterführung und so fand der Entwurf
auch im Zweitrat deutliche Zustimmung. In der Schlussabstimmung wurde der
Bundesbeschluss im Ständerat einstimmig angenommen und im Nationalrat mit 120 zu
68 Stimmen. Ebenfalls ohne Gegenstimme unterstützte der Ständerat den
Bundesbeschluss zur Finanzierung der MEDIA-Teilnahme 2010-2013, welcher für den
genannten Zeitraum einen Verpflichtungskredit von 41 Mio Fr. vorsieht. Betreffend
Verpflichtungskredit trat die SVP im Nationalrat für die Ausgabenbremse ein, konnte
jedoch mit qualifiziertem Mehr überstimmt werden. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2009
MARLÈNE GERBER
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